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10. September 2025  
Positionierung des Landesvorstands der FDP Bremen  
 
 
Keine Straßenumbenennungen ohne 
Anwohnerbeteiligung 

 
Der Vorgang um die Umbenennung der Langemarckstraße zeigt was passiert, wenn 
die Entscheidung einer Umbenennung gegen den Willen der Anwohner entschieden 
wird. Sowohl das Staatsarchiv Bremen, die Gemeinde Langemarck als auch ein 
Großteil der Anlieger haben sich kritisch gegenüber der Umbenennung positioniert. 
Trotzdem hat sich der Beirat Neustadt für eine Umbenennung entschieden. Nach der 
amtlichen Bekanntmachung gab es über 100 Beschwerden zur Umbenennung. Der 
Bremer Senat hat seine Bedenken zur Umbenennung der Langemarckstrasse 
ohne umfassende Anwohneranhörung angemeldet, was den Beirat Neustadt 
veranlasst hat, einen Fachkreis ins Leben zu rufen, der sich mit der Art der 
Anwohnereinbeziehung beschäftigen soll. 
 
Dieser Prozess zeigt, wie schlecht Straßenumbenennungen in Bremen geregelt sind. 
Die Anwohner fürchten um eine Umbenennung gegen ihren Willen, der Beirat fühlt 
sich in seinem Recht der Umbenennung beschnitten. 
 
Deshalb fordern wir als Freie Demokraten eine Reform des Ortsgesetz, in dem der 
Prozess für Straßenumbenennungen klarer geordnet wird. Wir wollen die Beiräte bei 
jeder Straßenumbenennung dazu verpflichten eine Anwohnerbefragung zu machen. 
Es soll eine Abstimmung als Stimmungsbild durchgeführt werden. Für die Anlieger 
und insbesondere für die anliegenden Geschäfte und Unternehmen kann eine 
Straßenumbenennung zu enormen Kosten führen. Deshalb soll bei einer Abfrage 
auch die entstehende Kostensituation für Bewohner und Unternehmen 
einfließen. 
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Unsere Forderungen im Einzelnen: 

1. Verpflichtende Befragung der anliegenden Bürgerinnen und Bürger, 
Geschäfte und Unternehmen 
 
Im Ortsgesetz über Beiräte und Ortsämter soll geregelt werden, dass bei jeder 
Straßenumbenennung eine ausführliche Anliegerbeteiligung zwingend 
stattfinden muss. Gegenstand der Beteiligung soll eine umfassende 
Informationsveranstaltung über die Begründung für die Umbenennung sowie 
den anstehenden Prozess sein. Zusätzlich zu einer Informationsveranstaltung 
ist jeder Anlieger schriftlich zu informieren und zur Abstimmung 
aufzufordern. 

 
2. Verpflichtende Abstimmung als Stimmungsbild 
 

Im Ortsgesetz über Beiräte und Ortsämter soll geregelt werden, dass am Ende des 
Bürgerbeteiligungsprozess alle Anwohner und Anlieger die Möglichkeit bekommen 
sollen, an einer Abstimmung teilzunehmen. Eine Straßenumbenennung darf nur 
bei einer Mehrheit der Anwohner und Anlieger erfolgen. 

 
3. Kostenanalyse für anliegende Unternehmen 
 

Bei Verfahren zur Umbenennung von Straßen soll die Bürgerbeteiligung um die 
Abfrage der anliegenden Unternehmen ergänzt werden. Diese sollen die 
Möglichkeit erhalten, die voraussichtlichen Kosten einer Umbenennung 
offenzulegen – etwa für neue Beschilderung, Geschäftspapiere, 
Marketingmaterial oder digitale Anpassungen. Eine verpflichtende Kostenanalyse 
schafft Transparenz, macht die finanziellen Folgen sichtbar und stellt sicher, dass 
Entscheidungen nicht nur politisch, sondern auch wirtschaftlich 
verantwortungsvoll getroffen werden. 

 
 
Begründung:  
 

Der Fall der Langemarckstraße hat gezeigt, wie konfliktträchtig 
Straßenumbenennungen ohne echte Beteiligung der Betroffenen sind. Trotz klarer 
Kritik von Anwohnern und Staatsarchiv entschied der Beirat Neustadt über die 
Umbenennung.  Fehlende verbindliche Regeln im Ortsgesetz führen zu 
Unsicherheit und Spannungen zwischen Anwohnern, Unternehmen und Beirat. Um 
Akzeptanz und Transparenz zu sichern, wollen wir verpflichtende 
Anwohnerbefragungen, ein Stimmungsbild vor der Entscheidung und eine 
Kostenanalyse für Unternehmen. So werden politische Beschlüsse demokratisch 
legitimiert und wirtschaftlich verantwortungsvoll getroffen. 

 


